
Russlands Angriffskrieg in Europa und Chinas immer stärker werdender  
ökonomischer und geopolitischer Einfluss erschüttern die regelbasierte globale 
Wirtschaft. In diesem Kontext verlieren die Narrative „Arbeitsteilung zwischen 
Wirtschaft und Politik“ und „Wandel durch Handel“ zunehmend an Bedeutung. 

Unternehmen bzw. deren Manager:innen werden zukünftig politische  
Themen – im Sinne einer „Corporate Diplomacy“ – noch stärker als bisher 

adressieren müssen. Unternehmen sind herausgefordert die Legitimität und  
die Wirksamkeit ihres politischen Engagements sicherzustellen.
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Der russische Angriffskrieg in der Ukraine 
verändert das geopolitische Gefüge und 
wirft bisherige Gewissheiten über den 

Haufen. In Europas herrscht Krieg. Die Ukraine,  
ein souveränes Land, wird von ihrem Nachbarn 
Russland in einer großangelegten Invasion über­
fallen. Insbesondere in den westlichen Industrie­
ländern herrscht großes Entsetzen über diesen  
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg – der Ukraine 
wird eine breite Solidarität entgegengebracht.  
Der Westen erlässt erhebliche Sanktionen gegen­
über dem Agressor Russland, unterstützt die  
Ukraine mittels substanzieller Finanzhilfen und  
liefert dem Land außerdem schwere Waffen. Russ­
land wiederum reagiert auf diese Unterstützung 
der Ukraine mit militärischen Drohgebärden – auch 
gegenüber Nato-Mitgliedsländern – sowie durch 
eine Verringerung der Gasexporte an sogenannte 
„unfreundliche“ Länder. Die Drosselung der Gas­
lieferungen lässt die Energiepreise in der Euro­
päischen Union rapide steigen, befeuert die bereits 
starke Inflation und erweckt Rezessionsängste. 

Einhergehend mit dem Krieg in der Ukraine ver­
breitet sich die Erkenntnis, dass China als die zweite 
– geopolitische und ökonomische – Supermacht  
des 21. Jahrhunderts neben den USA bisher kaum 
Bemühungen verfolgt, zwischen der Ukraine und 
dem Westen auf der einen Seite und Russland auf  
der anderen Seite zu vermitteln. Sanktionen gegen 
Russland trägt China kaum mit. Noch nicht einmal 
zu einer Verurteilung des russischen Angriffskrieges 
im UN-Sicherheitsrat ist das Land bereit. Stattdes­
sen verfolgt China unter der Führung von Präsident 
Xi Jinping immer aggressiver eigene geopolitische 
und ökonomische Ziele. Auf Einmischungen von 
außen – sei es in Bezug auf die Unterdrückung der 
Demokratiebewegung in Hong Kong, die Status­
frage Taiwans oder hinsichtlich der von der UN  
angeprangerten massenhaft stattfindenden Men­
schenrechtsverletzungen in der Provinz Xinjiang 
und anderswo – reagiert China zunehmend ge- 
reizt und zögert auch nicht, seine eigene ökonomi­
sche Macht einzusetzen und auf die Schlagkraft  
des chinesischen Militärs zu verweisen. 

 
 

Zeitenwende für Politik und Unternehmen

Beide Entwicklungen lassen den vom deutschen 
Bundeskanzler Olaf Scholz benutzten Begriff der 
„Zeitenwende“ als passend erscheinen. Obwohl 
Scholz mit seiner Wortwahl vor allem ein Ende  
der deutschen Sicherheitspolitik im militärischen  
Sinne im Sinn hatte, impliziert der Begriff der Zei­
tenwende viel mehr: Zumindest den sichtbar wer- 
denden Verfall der Hegemonie eines regelbasierten 
Kapitalismus und damit verbunden das Ende der 
großen Narrative „Arbeitsteilung zwischen Wirt­
schaft und Politik“ und „Wandel durch Handel“.
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Obwohl die über 30 Jahre seit dem Niedergang der 
Sowjetunion keinesfalls so friedlich verliefen wie 
mitunter in den sicheren Wohnzimmern des west­
lichen Bürgertums kolportiert wird – erinnert sei 
hier bspw. an die blutigen Kriege im ehemaligen 
Jugoslawien, Afghanistan, Jemen, Ruanda, Syrien – 
hielt sich doch der Eindruck, dass die Welt irgend­
wie zusammenwächst. Auch wenn die bekannte 
Einschätzung Francis Fukuyamas nach dem „Ende 
der Geschichte“, die dieser nach dem Zerfall der 
Sowjetunion propagierte, vielen als zu vorschnell 
erschien, war die Dominanz des Westens in in- 
dustrieller, aber auch in kultureller Hinsicht nur 
schwer abzustreiten. Die Systemfrage schien  
jedenfalls auf lange Sicht hin entschieden gewesen 
zu sein. Gewonnen hatte ein mehr oder weniger 
gezügelter Kapitalismus, welcher sich mit einer auf 
ihn zugeschnittenen regelbasierten Weltordnung 
umgab, in der Konflikte überwiegend diplomatisch 
oder sogar durch internationale Schiedsgerichte  
beigelegt werden konnten. Russlands Angriffskrieg 
mitten in Europa, die Verletzung der internatio-
nalen Ordnung, die Bereitschaft, Energie- und Roh­
stofflieferungen als Waffen einzusetzen sowie  
Chinas zunehmende ökonomische und geopoliti­
sche Dominanz, welche auch mit einem kulturel- 
len Gestaltungsanspruch einhergeht, stellen  
die Hegemonie eines regelbasierten Kapitalismus  
per se infrage. 

Das Ende der großen Narrative 

Dadurch entstehen vor allem für die Politik, aber 
auch für Unternehmen erhebliche Herausforderun­
gen. Die Jahre nach dem Kollaps der Sowjetunion 
waren für viele westliche Unternehmen gekenn­
zeichnet durch eine immer stärkere Globalisierung, 
die Ausfächerung ihrer Wertschöpfungsketten, das 
gezielte Ausnutzen von Standortfaktoren und stetig 
steigende Gewinnmargen. Natürlich war man sich  
in den Chefetagen dieser Unternehmen bewusst, 
dass mit der Ausweitung der Wertschöpfungsketten 
auf Schwellen- und Entwicklungsländer mitunter 
auch unschöne Phänomene wie massive Umwelt­
verschmutzung, horrende Arbeitsbedingungen, Kin­
der-, Zwangs- und Sklavenarbeit zumindest passiv 
billigend in Kauf genommen wurden. Beruhigend 
auf die Management-Eliten wirkten vor allem zwei 
dominante Narrative: „Arbeitsteilung zwischen Poli­
tik und Unternehmen“ und „Wandel durch Handel“.  

Das vom prominenten Chicagoer Ökonomen Milton 
Friedman popularisierte und stark verfochtene  
Narrativ einer „Arbeitsteilung“ entlässt Unterneh­
men und ihre Manager:innen aus jeglichen politi­
schen Pflichten – ihr alleiniger Auftrag besteht  
in der Schaffung von Profiten, Innovationen, der  
Bereitstellung von Arbeitsplätzen, der Erbringung 
von Steuerleistungen und selbstverständlich in  
der Einhaltung der von Regierungen aufgestellten 
Spielregeln sowie der geltenden moralischen  
Konventionen einer Gesellschaft, wie er ebenfalls 
hinzufügte. Der Schutz der Umwelt, der Menschen­
rechte, der regelbasierten Wirtschaft, der Demo­
kratie etc. sind in dieser Perspektive nicht Aufgaben 
für Unternehmen; dafür ist im Kapitalismus allein 
die Politik zuständig. 

Zusätzlich entschuldigen konnten Manager:innen 
die durch die Tätigkeit ihrer Unternehmen verur­
sachten ökologischen Kollateralschäden, die zumin­
dest tolerierten horrenden Arbeitsbedingungen in 
ihren Fabriken und die massenhaften Verletzungen 
von Menschenrechten in ihren Gastländern durch 
das Narrativ „Wandel durch Handel“.  Letztendlich, 
so die Erzählung, fördere die unternehmerische 
Tätigkeit den Reichtum des Gastlandes, welcher in 
weiterer Folge auch mit einer Verwestlichung ein­
hergehen würde. Freiheit, Rechte und Demokratie 
gestärkt durch die unternehmerische Tätigkeit und 
freien Handel – das ist eine Idee, die nachts gut 
schlafen lässt.
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Politik und Wirtschaft gehörten immer  
zusammen

Einer ernsthaften Analyse hinsichtlich ihrer empiri­
schen Beschaffenheit und normativen Sinnhaftig­
keit konnten diese Narrative nie standhalten. Eine 
vollkommene Arbeitsteilung zwischen der Politik als 
Regelgeber und Unternehmen als Regelbefolger, 
welche sich ausschließlich einer ökonomischen Ver­
antwortung der Profiterwirtschaftung widmen, gibt 
es nicht – sie wäre auch aus der Perspektive von 
Unternehmen nicht sinnvoll. Unternehmen agieren 
immer innerhalb politischer Systeme; es gibt für sie 
keinen politikfreien Raum. Dabei ist das Verhältnis 
von Politik und Unternehmen nicht einseitig, son­
dern interdependent. Die Politik beeinflusst Unter­
nehmen in ihrer Tätigkeit durch die – mehr oder 
weniger adäquate – Bereitstellung einer materiellen 
und einer normativen Infrastruktur. Materiell  
wirkt die Politik bspw. durch die Einrichtung einer  
Sozial-, Sicherheits- und Verkehrsinfrastruktur so- 
wie durch Subventionen, normativ vor allem durch 
Wirtschafts- und Sozialpolitik und den Erlass von 
allgemeinen und von Steuergesetzen. Mittels der  
Einnahmen aus diversen direkten und indirekten 
Abgaben, welche wesentlich von Unternehmen 
erbracht werden, finanziert die regionale, nationale 
und supranationale Politik die Schaffung und Auf- 
rechterhaltung materieller Infrastrukturen.   

Aufgrund der Interdependenz zwischen Unterneh­
men und Politik haben beide Seiten ein Interesse  
an einer hohen Adäquatheit der normativen (und 
natürlich auch der materiellen) Infrastruktur. Die 
ökonomische Leistung von Unternehmen, u. a. die 
Bereitstellung von Produkten und Dienstleistungen, 
die Qualität und Quantität von Innovationen, das 
Angebot an Arbeitsplätzen und letztendlich auch 
das Steueraufkommen, ist stark abhängig von der 
Passgenauigkeit der normativen Infrastruktur. Des­
halb werden Unternehmen seitens der Politik häufig 
an Formulierungs-, Evaluierungs- und Reformie­
rungsprozessen der normativen Infrastruktur betei­
ligt, was wiederum in ihrem Interesse liegt. Wenn 
sich Unternehmen aus Eigeninteresse oder aus 
sonstigen Gründen in irgendeiner Form in die Erar­
beitung oder Bearbeitung der normativen Infra­
struktur einbringen, handeln sie bereits politisch. 

Normativ umstritten ist das Narrativ der „Arbeits­
teilung“, da es einigen Akteuren in diesem Ansatz 
unangemessen viel zumutet. Manager:innen, welche 
ihre moralische Verantwortung auf die Befolgung 
von extern vorgegebenen Spielregeln reduzieren 
wollen, müssen sich gleichermaßen auf deren  
Aktualität, Adäquatheit, Umfänglichkeit und Durch­
setzungsfähigkeit verlassen können. Die Politik als 
Regelgeber müsste demnach garantieren können, 
dass ein Gesetz, welches bspw. eine künstliche 
Intelligenz reguliert, (1) aktuell, d. h. zeitgerecht 
erscheint, (2) adäquat, d. h. vollständig und lückenlos 
formuliert ist, und (3) umfänglich ist, d. h. global  
als gültig akzeptiert wird und global durchgesetzt 
werden kann. Diese Anforderungen sind vor dem 
Hintergrund schwacher oder inexistenter globaler 
Regulierungsinstitutionen und zwangsläufig nur 
begrenzter politischer Kompetenz in Hinblick auf 
Innovationen und andere Themen utopisch. 
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Empirisch schwer haltbar ist auch das Narrativ 
„Wandel durch Handel“. Natürlich lassen sich Bei­
spiele finden, welche nahelegen, dass der volkswirt­
schaftliche Reichtum einer Gesellschaft mit einer 
Tendenz zu demokratischen Strukturen und dem 
Schutz von Freiheits- und Menschenrechten korre­
liert; kausal ist dieser Mechanismus allerdings nicht. 
Historisch kann hier auf die Entwicklung Südafrikas 
verwiesen werden: Das Apartheid-Regime wurde  
in den 1990er Jahren nicht durch den florierenden 
Handel mit europäischen Staaten und den USA 
sowie durch die durchaus prosperierenden west­
lichen Unternehmen, welche dort tätig waren,  
überwunden. Die Maxime „Wandel durch Handel“ 
scheiterte hier kläglich. Erst nachdem sich die west­
lichen Unternehmen zurückzogen bzw. ihren Han­
del mit dem Land überwiegend einstellten und Süd­
afrika zunehmend politisch isoliert und ökonomisch 
nahezu bankrott war, änderten sich die Bedingun­
gen und das Apartheid-Regime musste abtreten. 

Oder aktueller: China hat in den vergangenen Jah­
ren einen unvergleichlichen ökonomischen und 
technologischen Aufschwung erlebt – der Hunger 
wurde besiegt, die Lebenserwartung hat sich massiv 
erhöht, die Kindersterblichkeit ist gesunken, die 
Alphabetisierungsrate massiv gestiegen. Einen Weg 
in einen demokratischen Rechtsstaat hat das Land 
dennoch nicht genommen.

 

Das Ende des unpolitischen Managements 

Trotz dieser hinlänglich bekannten Unzulänglich­
keiten schützten die Narrative „Arbeitsteilung“ und 
„Wandel durch Handel“ alle jene Manager:innen, 
welche sich – abseits von Lobbying – von politi­
schen Diskursen oder gar von der Übernahme poli­
tischer Verantwortung lieber fernhalten wollten. 
Das Narrativ „Arbeitsteilung“ erlaubte ihnen, Ver­
antwortungsfragen an die Politik zu delegieren; das 
Narrativ „Wandel durch Handel“ gab Hoffnung auf 
eine Entwicklung zum Besseren. Manager:innen 
konnten die „Guten“ bleiben. 

Der Rückzug auf diese Narrative ist spätestens 
durch die umfänglicher verstandene „Zeitenwende“ 
verstellt. Westliche Manager:innen müssen erken­
nen, dass eine Weltsicht, in der Politik Spielregeln 
für die unternehmerische Tätigkeit erlässt, Unter­
nehmen innerhalb dieser Spielregeln primär nach 
Profiten streben können und sich dadurch langfris­
tig ein Wandel zu mehr Demokratie und Freiheit 
ergibt, nicht mehr tragfähig ist. Die Entwicklungen 
in Russland und China zeigen eindrücklich, dass das 
Narrativ „Wandel durch Handel“ in diesen riesigen 
Ländern weitgehend gescheitert ist – gewisse For­
men einer kapitalistischen Wirtschaft benötigen 
anscheinend keine Demokratie und sind auf das 
Garantieren von Freiheits- und Menschenrechten 
nicht angewiesen. Ebenso wenig Bestand hat das 
Narrativ der „Arbeitsteilung“. Es gibt nur wenige 
international gültige und durchsetzungsfähige Spiel­
regeln für Unternehmen. Russland und China zei-
gen zudem, wie fragil diese wenigen bestehenden 
Regeln sind. Am deutlichsten tritt dies an der Ein­
haltung der Menschenrechte hervor. Beide Länder, 
aber nicht nur diese, stehen seitens der UN sowie 
zahlreicher NGOs in der Kritik, Menschenrechte 
eklatant zu verletzen – sie scheinen sich nur wenig 
darum zu kümmern.

Der Zusammenbruch der Narrative „Arbeitsteilung“ 
und „Wandel durch Handel“ verlangt eine stärkere 
Beschäftigung des Topmanagements mit politi-
schen Themen aus ethischen und instrumentellen  
Gründen. Aus ethischer Perspektive erscheint ein  
„Weiter so wie bisher“ in und mit Ländern, welche 
sich von der auf Regeln und unverrückbaren Rech­
ten basierenden (Wirtschafts-)Ordnung immer mehr 
verabschieden, sich durch den Kapitalismus eben 
nicht in Rechtsstaaten oder sogar in Demokratien 
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verwandeln und zudem erhebliche Menschen­
rechtsverletzungen begehen, hoch problematisch. 
Sollten Unternehmen dennoch am Status Quo fest­
halten und die Umstände in diesen Ländern achsel­
zuckend in Kauf nehmen, kann ihnen unter Umstän­
den eine indirekte Komplizenschaft vorgeworfen 
werden. Sie würden mit ihrer Ignoranz weiterhin 
von den dortigen Absatzmärkten und günstigen 
Standortfaktoren profitieren und im Gegenzug still­
schweigend die Unterdrückung von Freiheits- und 
Menschenrechten akzeptieren. Im schlimmsten  
Fall lassen sie sogar bei den entsprechenden Macht- 
habern den Eindruck entstehen, dass sie mit deren 
Vorgehensweise einverstanden seien oder die be­
treffenden Freiheits- und Menschenrechte sowieso 
nicht viel zählen würden. 

In instrumenteller Hinsicht ist die stärkere Hinwen­
dung des Topmanagements zu politischen Themen 
geboten, da entsprechende Positionierungen von 
relevanten Stakeholder-Gruppen, insbesondere von 
Mitarbeitenden und zunehmend auch von Share­
holdern, gefordert werden. Unternehmen müssen 
zukünftig besser als bisher erklären, warum und  
wie sie in und mit autokratischen Staaten, in denen 
regelmäßig Menschenrechte verletzt werden, oder 
sogar mit kriegsführenden Diktaturen Geschäfte 
machen – oder warum sie sich aus eben diesen Län­
dern zurückziehen.

Exemplarisch für diese Behauptung kann hier das 
Engagement von Volkswagen in China angeführt 
werden: Der Autokonzern betreibt seit Jahren ein 
Werk in der chinesischen Region Xinjiang. Dort 
befinden sich hunderttausende Angehörige der 
muslimischen Minderheit der Uiguren in Straf- und 
Umerziehungslagern, wie die UN und zahlreiche 
Menschenrechtsgruppen vermuten. China wird vor­
geworfen, Uiguren zu Zwangsarbeit zu verpflichten. 
Davon unbeirrt setzt Volkswagen weiterhin auf sein 
Werk in Xinjiang und betont, dass es bislang keiner­
lei Hinweise darauf gebe, dass es in dem Werk zu 
Verletzungen von Menschenrechten oder Arbeits­
rechten gekommen sei. Dies allein reicht führenden 
Stakeholder-Gruppen von Volkswagen nicht. Der 
niedersächsische Ministerpräsident äußert als Ver­
treter der Shareholder-Seite höchste Bedenken; 
Teile des Aufsichtsrats fürchten um die Reputation 
des Konzerns und fordern eine Überprüfung des 
Engagements; die Gewerkschaft IG Metall fordert 
sogar den Rückzug des Konzerns aus dem Land.  

 
Das VW-Topmanagement steckt in einem Dilemma. 
Einerseits wird es von relevanten Stakeholder-
Gruppen gedrängt, sich klar gegen die Menschen­
rechtsverletzungen in Xinjiang auszusprechen  
und unter Umständen das Werk sogar zu schließen.  
Die bisherige Argumentation, dass Volkswagens 
Engagement dazu beitrage, dass sich die Situation 
der Menschen dort verbessere, beeindruckt diese 
Stakeholder nicht mehr. Gleichzeitig ist China  
Volkswagens größter Absatzmarkt. Ein Rückzug des 
Konzerns könnte Chinas Führung brüskieren. 
Schlimmstenfalls droht dann der Verlust des kom­
pletten China-Geschäfts.

 
Die Legitimität des politischen Handelns von 
Unternehmen 

Der Druck auf Unternehmen, sich künftig stärker 
politischen Themen zuwenden zu müssen, stellt 
diese vor zahlreiche Herausforderungen: Es ist 
einerseits zweifelhaft, ob Unternehmen derzeitig 
über hinreichend Expertise verfügen, politische 
Themen ausreichend treffend zu analysieren, sich 
dazu adäquat zu positionieren und zu äußern. 
Weder das (ausführende) Topmanagement, noch 
Beiräte oder Aufsichtsräte wurden in der Vergan­
genheit aufgrund ihrer internationalen politischen 
Expertise, bspw. in Hinblick auf Menschenrechts­
thematiken, ausgesucht. Auch die primär für opera­
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tive Berichtspflichten und PR-Kommunikationsauf­
gaben eingesetzten CSR- und Sustainability-Ab- 
teilungen scheinen für diese strategischen politi­
schen Positionierungsaufgaben weder ausreichend 
qualifiziert noch adäquat in der Unternehmens­
struktur positioniert. Zusammengefasst lässt sich 
ein erhebliches Kompetenzdefizit im Hinblick auf 
politische Herausforderungen in Unternehmen aus­
machen. 

Zudem ist die Legitimität des politischen Handelns 
von Unternehmen ungeklärt. Einerseits, vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Ungültigkeit der 
Narrative „Arbeitsteilung“ und „Wandel durch  
Handel“, sollen sich insbesondere die einflussrei­
chen transnational agierenden Unternehmen als 
sogenannte Corporate Citizens stärker der großen 
Herausforderungen wie bspw. dem Schutz der  
Menschenrechte, der Sicherung von Frieden und 
Demokratie, der Bekämpfung des Klimawandels  
etc. annehmen. Andererseits können mit dem politi­
schen Handeln von Unternehmen erhebliche Gefah­
ren einhergehen. Das Standardargument gegen das 
politische Handeln von Unternehmen bezweifelt  
die politische Legitimität dieser Akteure. Unterneh­
mer:innen und Manager:innen sind per se nicht 
demokratisch dazu legitimiert, zu entscheiden, wie 
etwa der Kampf gegen den Klimawandel geführt 
werden soll, wie und wo gegen welche Menschen­
rechtsverletzungen vorgegangen werden soll und 
welche Kriegspartei ggf. zu unterstützen ist.  

Fehlende Werkzeuge zur Impact-Messung 

Überdies besteht weitgehende Unklarheit darüber, 
wie die möglichen – positiven und negativen – Aus­
wirkungen des politischen Handelns von Unterneh­
men gemessen werden können. Während für die 
meisten unternehmerischen Tätigkeiten leistungs­
fähige Werkzeuge zur Messung der Aufwand-
Ertrags-Relationen zur Verfügung stehen, sind diese 
für den Bereich des politischen Engagements noch 
kaum oder nur in mangelhafter Qualität verfügbar. 
Demnach können derzeitig weder positive noch 
negative Auswirkungen des Engagements auf avi­
sierte Ziele, bspw. die Verbesserung der Menschen­
rechtssituation, adäquat gemessen werden, noch  
ist eindeutig messbar, wie sich ein spezifisches poli­
tisches Engagement auf die betriebswirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit eines Unternehmens auswirkt.  

Corporate Diplomacy 

Obwohl das politische Engagement Unternehmen 
vor zahlreiche Herausforderungen stellen wird, soll 
dessen Notwendigkeit hier nicht in Frage gestellt 
werden. Das Topmanagement von Unternehmen 
muss, ggf. gemeinsam mit anderen Akteuren der 
Zivilgesellschaft, die bestehenden Herausforderun­
gen dringend und umfassend adressieren. Der 
Anstoß dafür resultiert nicht ausschließlich aus der 
moralischen Verantwortung von Unternehmen als 
Corporate Citizen, sondern auch aus wohlüberleg­
ten Risikokalkulationen. Vor dem Hintergrund einer 
extrem dynamischen Umwelt und einer zunehmend 
moralisierten Gesellschaft sowie im Hinblick auf 
erhebliche geopolitische Umwälzungen und der 
Notwendigkeit, zumindest mittelfristig auch weiter­
hin in und mit Autokratien Geschäfte zu machen, 
sollten Unternehmen lernen, politische Verant­
wortungen, Interessen und Gestaltungsräume zu 
bewerten und strategisch zu adressieren. 
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Kriegspartei ggf. zu unterstützen ist.
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Manager:innen und die von ihnen geführten Unter­
nehmen werden zukünftig nicht mehr ausschließlich 
nach klassischen Finanzkennzahlen bewertet wer­
den. Vielmehr werden sie zukünftig vor Anspruchs­
gruppen außerhalb – und innerhalb – des Unterneh­
mens Auskunft zur gesellschaftspolitischen 
Orientierung des Unternehmens geben müssen. 

Erwartet werden diesbezügliche Erklärungen von 
kritischen Medien, NGOs, Politiker:innen sowie  
verstärkt auch von Shareholdern und vor allem von 
Mitarbeitenden, welche sich ebenfalls zunehmend 
politisieren. Manager:innen müssen zukünftig bes­
ser als bisher erklären, wie sich ihr Unternehmen 
grundsätzlich politisch positioniert, welche Strate­
gien sie vorhalten oder entwickeln wollen, um 
gesellschaftspolitische Herausforderungen, bspw. 
Menschenrechtsthemen, Friedenssicherung, 
Umgang mit Autokratien und Diktaturen, Handels­
hemmnisse und weitere Konflikte, allein oder ge- 
meinsam mit anderen zu adressieren. 

Bisher waren diese Themen nationalen oder supra­
nationalen Amtsträgern, d. h. Diplomat:innen, vorbe­
halten. Da sich Unternehmen durch den Geltungs­
verlust der Narrative „Arbeitsteilung“ und „Wandel 
durch Handel“ aber nicht mehr auf Positionen der 
Neutralität und Profitorientierung zurückziehen 
können, müssen sich auch ihre Topmanager:innen 
zukünftig in Diplomatie üben. Um dieser Aufgabe 
einer „Corporate Diplomacy“ nachkommen zu  
können, müssen Unternehmen zunächst ihre politi­
sche Expertise stärken. 

In den allermeisten Fällen haben weder CEOs noch 
Aufsichtsräte Fach-Expertise für politische Themen. 
Gleichzeitig fehlt es den (meisten) Fachabteilungen 
(CSR, Sustainability, Compliance) einerseits an Er- 
fahrungen und Qualifikationen und andererseits an 
Einfluss, um hier beratend tätig zu werden. Um 
abgewogene Entscheidungen fällen zu können und 
gleichzeitig deren Legitimität zu erhöhen, bedarf es 
neuer Prozesse, Strukturen und Netzwerke: Inner­
halb eines Unternehmens muss geklärt werden, 
durch welche Prozesse politische Entscheidungen 
getroffen werden können. Eine besondere Beach­
tung verdient hier die Rolle der CEOs. Als oberste 
Repräsentant:innen und deshalb auch Unterneh­
mensbotschafter:innen werden von ihnen einerseits 
Entscheidungen sowie eine entsprechende Kommu­
nikation dieser Entscheidungen erwartet. Fraglich 
bleibt andererseits, wie stark eventuelle persönliche 
politische Präferenzen oder sogar ein Aktivismus 
der CEOs für gewisse Themen legitimiert sind.  

Manager:innen und die von ihnen 

geführten Unternehmen werden 

zukünftig nicht mehr ausschließlich 

nach klassischen Finanzkennzahlen 

bewertet werden. Vielmehr werden 

sie zukünftig vor Anspruchsgruppen 

außerhalb – und innerhalb – des 

Unternehmens Auskunft zur gesell­

schaftspolitischen Orientierung des 

Unternehmens geben müssen. 



Was es jetzt braucht
 
Um die Legitimität der politischen Entscheidungen 
zu erhöhen und um ihre CEOs zu entlasten,  
sollten Unternehmen interne und externe Struk­
turen, bspw. Expertengremien mit klar definier­
ten Entscheidungsprozessen, aufbauen. Sowohl 
die Expertise in Unternehmen als auch die 
Legitimität des politischen Engagements lassen 
sich durch externe Netzwerke und durch passen­
de Schnittstellen in Unternehmen verbessern. 
Externe Stakeholder, bspw. Regierungs- und Nicht-
Regierungsorganisationen, Wissenschaftler:innen 
etc., verfügen über Spezialkenntnisse, welche 
Unternehmen helfen können, Situationen besser  
zu bewerten. Zudem erhöht insbesondere die 
Koordination politischer Entscheidungen mit Re- 
gierungsorganisationen deren Legitimität erheb­
lich. Im Idealfall ist das politische Engagement von 
Unternehmen eingebettet in ein Netzwerk reprä­
sentativer Stakeholder-Gruppen, welche gemeinsam 
in deliberativen Prozessen Entscheidungen treffen.  
 
Weiterentwickelt werden müssen außerdem  
die Strategien des politischen Engagements von  
Unternehmen. Diesbezüglich sollte auf eine 
Homogenität des politischen Engagements 
geachtet werden. Wenig glaubwürdig und lang­
fristig vermutlich auch kontraproduktiv sind 
uneinheitliche Engagements: Ein Unternehmen, 
welches sich in einem Land lautstark für die 
Rechte von Minderheiten einsetzt und in einem 
anderen Land zu massiven und großflächigen 
Menschenrechtsverletzungen, welche an einer 
anderen Minderheit begangen werden, schweigt, 
wird als wenig glaubwürdig oder sogar zynisch 
interpretiert werden. Sollte ein heterogenes  
politisches Engagement notwendig sein, ist dies 
zumindest erklärungsbedürftig. 

Obgleich Unternehmen auf die Homogenität ihrer 
Strategien achten sollten, können diese durchaus 
differenziert sein. Zwischen den Extrementschei­
dungen „leaving the country“ und „business as 
usual“ stehen Unternehmen zahlreiche direkte und 
indirekte Taktiken zur Verfügung, wie sie ihrer poli­
tischen Haltung, bspw. im Hinblick auf Menschen­
rechtsfragen, effektiv Ausdruck verleihen können. 
Direkt agieren kann ein Unternehmen bspw. durch 
die offene Kritik an Menschenrechtsverletzungen  
in einem Gastland. Indirekte Unterstützung kann 

mittels der Unterstützung von NGOs erfolgen,  
welche sich wiederum für die Einrichtung oder 
Durchsetzung wohlgeordneter sozialer und politi­
scher Institutionen einsetzen, Transparenz fördern, 
oder eine freie Presse schützen. Zudem können 
Unternehmen gemeinsam mit anderen Unterneh­
men sowie ggf. in Zusammenarbeit mit Regierungs- 
und Nicht-Regierungsorganisationen Standards 
schaffen, welche obligatorische Chartas und Ver­
pflichtungen enthalten und den Unterzeichnern  
eine größere Durchsetzungsfähigkeit ermöglichen.

Letztlich müssen Unternehmen lernen, den Impact 
ihres politischen Engagements – ihrer Corporate 
Diplomacy – in Hinblick auf die intendierten politi­
schen Ziele und auf den Geschäftserfolg zu messen. 
Problematisch sind sogenannte „rippling effects“. 
Durch eine anfängliche, wohl intendierte Störung 
eines Systems durch das politische Handeln von 
Unternehmen kann sich eine größere – auch nega­
tive – Störung des gesamten Systems ergeben.  
Entsprechende Risiken müssen besser als bisher 
untersucht werden. Auch diesbezüglich stehen 
bereits einige Ansätze zur Verfügung. Um ihr politi­
sches Engagement verantwortlich zu betreiben, soll­
ten Unternehmen helfen, diese Messinstrumente  
weiterzuentwickeln.

Letztlich müssen Unternehmen  

lernen, den Impact ihres politischen 

Engagements – ihrer Corporate 

Diplomacy – in Hinblick auf die 

intendierten politischen Ziele und  

auf den Geschäftserfolg zu messen. 
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Führungskräfte-Radar

Prominente Beispiele für zweifelnde Führungskräfte,
die sich nicht mehr in der Lage fühlen, ihrer Rolle ge- 
recht werden zu können und die sich sogar zurück-
ziehen, gibt es aktuell eine ganze Reihe. Doch wie 
sieht es im weniger öffentlich sichtbaren Alltag der 
Unternehmen in Deutschland aus?  Der neue Führungs-
kräfte-Radar, eine repräsentative Befragung von knapp 
1000 Führungskräften, zeigt, dass auf der in der Studie 
entwickelten Skala des Führungszweifels 30 % der 
Befragten einen hohen Wert haben, das heißt bei meh-
reren entsprechenden Aussagen zustimmen. Bei diesen 
Aussagen gaben jeweils zwischen 21,4 % und 25,6 % 
der Befragten an, dass sie ihre Führungsverantwortung 
meistens als Belastung empfinden, sie sich nicht sicher 
sind, ob Führung ihnen liegt, und dass sie ihren eigenen 
Ansprüchen nicht gerecht werden (vgl. Grafik 1). Nimmt 
man hinzu, dass ca. weitere 25 % bei den entsprechen-
den Aussagen zumindest teilweise zustimmten, dass die 
Führungsrolle für sie mit Zweifel oder Verunsicherung 
verbunden, dann kann man bei der Hälfte der deutschen 
Führungskräfte nicht davon ausgehen, dass sie ihrer 
Verantwortung unbeschwert nachkommen.

Führungskräfte tragen viel dazu bei, ob ein Team, 
eine Abteilung oder ganze Betriebe erfolgreich sind. 
Dies bestätigt eine neue Studie der Bertelsmann 
Stiftung in Kooperation mit dem Reinhard-Mohn-
Institut für Unternehmensführung (RMI) an der 
Universität Witten/Herdecke. Die Studie zeigt aber 
auch, dass Führungskräfte in vielen Unternehmen 
an ihrer Rolle zweifeln, ambivalent zu ihrer Führungs- 
aufgabe stehen, sich unsicher und häufig auch nicht 
gut unterstützt fühlen. 

Wirksame Führung ist keine Selbstverständlichkeit, 
sondern von günstigen Bedingungen abhängig, die 
es im Unternehmen zu schaffen gilt. Damit verweist 
die Studie – anders als gängige Ansätze bisher – 
insbesondere auf das Arbeitsumfeld der Führungs-
kräfte, statt auf deren persönliche Eigenschaften 
oder Kompetenzen. Wer zu stark belastet oder im 
Stich gelassen wird, entwickelt Zweifel, ob er in der 
Führungsrolle sein kann oder will, und das erschwert 
die wirksame Führung.

Führungsmüde? Deutschlands 
Führungskräfte (ver-)zweifeln an ihrer Rolle
Ein Drittel der Führungskräfte in Deutschland fühlen sich belastet und verunsichert. 

Ihre Selbstzweifel hängen mit schlechten Führungsbedingungen zusammen. 

Damit verschenken Unternehmen viel Potenzial, 

denn wirksame Führung wird mehr denn je gebraucht.

CreatingCorporateCulture | 01.2020

Führungskräfte-Radar

Grundlage dieser Ergebnisse ist das von der Bertels-
mann Stiftung in Kooperation mit dem Reinhard-
Mohn-Institut für Unternehmensführung (RMI) 
an der Universität Witten/Herdecke durchgeführte 
aktuelle Führungskräfte-Radar, für das knapp  
1.000 deutsche Führungskräfte repräsentativ be-
fragt wurden.1

Bei Digitalisierung und Co. nicht auf der der Höhe 
der Zeit

Der Umfrage zufolge ist mit 47 Prozent fast die Hälfte 
der Führungskräfte der Meinung, dass ihre Unter-
nehmen bei innovativen Technologien, insbesondere 
bei Künstlicher Intelligenz, Big Data oder Digitali-
sierung, im Rückstand sind. Ein knappes Drittel von 
32 Prozent bestätigt diese Einschätzung zum Teil. 
Nur von 20 Prozent wird sie verneint (Grafik 1).

Deutsche Führungskräfte und Innovation:
Mehr Zweifel als Optimismus

Führungskräfte in Deutschland sehen die Innovationsfähigkeit der Unternehmen 
hierzulande, etwa auf dem Gebiet der Digitalisierung, überwiegend skeptisch. Obwohl 
die meisten darin ein strategisch wichtiges Feld erkennen, bestätigen sie gleichzeitig 

einen technologischen Rückstand und bemängeln die wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen zur Förderung von Innovationen. Weitere empirische 

Erhebungen zeigen: Deutsche Unternehmen investieren zu wenig in Wissenskapital 
und nur wenige haben eine innovationsfreundliche Unternehmenskultur.

Innovationskraft stärken. Potenziale erschließen.

Grafik 1: Einschätzung des eigenen Unternehmens
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1 Siehe Anhang (Methodik).

„Bei innovativen Technologien wie Big Data, KI, 
Blockchain etc. sind wir im Rückstand“

* Antworten deutscher Führungskräfte

https://www.bertelsmann-stiftung.de/filead­
min/files/CCC/24_02_2020_BSt_ID876_Fueh­
rungskraefte-Radar_layout_V4.pdf

https://www.bertelsmann-stiftung.de/
fileadmin/files/user_upload/BST_NW_
Deutsche_Fuehrungskraefte_und_In­
novation_2020.pdf

https://www.bertelsmann-stiftung.
de/de/publikationen/publikation/did/
fuehrungskraefte-radar-2020-coro­
na-spezial-all

https://www.bertelsmann-stiftung.
de/de/publikationen/publikation/did/
fuehrungskraefte-radar-2021-sonder­
thema-gender-und-gleichstellung-all

Weitere Publikationen zu Führungsthemen

https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/CCC/24_02_2020_BSt_ID876_Fuehrungskraefte-Radar_layout_V4.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/user_upload/BST_NW_Deutsche_Fuehrungskraefte_und_Innovation_2020.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/fuehrungskraefte-radar-2020-corona-spezial-all
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/fuehrungskraefte-radar-2021-sonderthema-gender-und-gleichstellung-all
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